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Rechtslage 
Durch den Darlehensvertrag verpflichtet sich der Darlehensgeber, dem Darlehensnehmer einen bestimmten Geldbetrag zur Verfügung zu stellen. Der Darlehensnehmer verpflichtet sich im Gegenzug zur Rückerstattung dieses Geldbetrages. Meist wird zusätzlich zur Überlassung dieses Geldbetrags und dessen Rückerstattung die Bezahlung eines Darlehenszinses vereinbart. 

Bei vorliegendem Mustervertrag handelt es sich um einen Darlehensvertrag zwischen Privatleuten. Der Darlehensnehmer ist dabei eine natürliche Person, die den Kredit nicht für berufliche oder gewerbliche Zwecke verwendet. Auch der Darlehensgeber gewährt den Kredit in vorliegendem Mustervertrag nicht aus beruflichen oder gewerblichen Gründen. Für einen Kleinkreditvertrag, bei dem sich ein Kreditgeber, der beruflich oder gewerblich Kredite gewährt und ein Konsument, der den Kredit nicht für berufliche oder gewerbliche Zwecke verwendet, gegenüberstehen, gelten die besonderen Bestimmungen des Konsumkreditgesetzes (KKG). Wie bereits erwähnt, eignet sich der vorliegende Mustervertrag ausschliesslich für Verträge zwischen Privaten und nicht für Verträge im Sinne des KKG.

1. Zins

Im nicht kaufmännischen Verkehr besteht die Vermutung, dass für die Gewährung eines Darlehens kein Zins geschuldet ist. Diese Form des Darlehens kommt meist dann zur Anwendung, wenn das Darlehen auf freundschaftlicher Grundlage im Familienkreis oder unter guten Freunden gewährt wird. Eine Zinspflicht bedarf somit einer speziellen Vereinbarung. Die Modalitäten der Entrichtung des Zinses richten sich in erster Linie nach der Vereinbarung der Parteien. Sofern nichts anderes verabredet ist, sind Jahreszinsen zu bezahlen d.h. ein bestimmter Prozentsatz des Kapitals pro Jahr. Es ist jedoch auch zulässig, andere Bezugsperioden für die Zinsberechnung zu vereinbaren, bspw. Monatszinsen oder Wochenzinsen. In Punkt 4 unseres Musters finden Sie eine Vertragsklausel zur jährlichen Zahlung der Zins- und Tilgungsraten. Für die Berechnung des Darlehenszinses finden Sie im Internet verschiedene Darlehenszinsrechner und Zinsformeln, z. B. wenn Sie bei einer Suchmaschine wie Google die Stichworte „Berechnung Darlehenszins“, „Zinsformel Darlehen“ „kalkulatorischer Zins“ oder „kaufmännischer Zins“ eingeben. 

Die bei Ratenzahlungen empfehlenswerte, da einfache Kalkulatorische Zinsformel lautet:

(Darlehensbetrag am 1. Januar + Darlehensrestbetrag am 31. Dezember) : 2 x Zinssatz
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Diese Formel ist jährlich neu zur Zinsberechnung zu verwenden. Sie berechnet den Jahreszins unter Annahme einer ganzjährigen Verzinsung.

Haben sich die Parteien beim nicht kaufmännischen Darlehen über das Bestehen einer Zinszahlungspflicht, nicht aber über deren Höhe geeinigt, dann ist der für die betreffende Darlehensart ortsübliche Zins zur Zeit des Darlehensempfanges geschuldet. Gibt es keinen ortsüblichen Zins, so ist ein Zins von 5% geschuldet (Art. 73 Abs. 1 i.V.m. Art. 314 Abs. 1 OR). 

Grundsätzlich können die Parteien die Höhe des Darlehenszinses frei vereinbaren, solange dieser nicht als missbräuchlich erscheint. Bei Konsumkreditgeschäften beträgt der maximal zulässige Zins 15%. Bei Verträgen unter Privaten, wie dies im vorliegenden Muster der Fall ist, liegt gemäss Rechtsprechung der höchstmögliche Zinssatz bei 18%. Höhere Zinsen gelten als sittenwidrig. Zudem haben einzelne Kantone verschiedene Höchstzinsvorschriften erlassen, die zwischen 12-18% liegen. Auch diese Höchstgrenzen sind zu beachten (vgl. auch das Interkantonale Konkordat über Massnahmen zur Bekämpfung von Missbräuchen im Zinswesen). Unzulässig ist ferner bei Verträgen unter Privaten auch die Vereinbarung eines Zinseszinses (Art. 314 Abs. 3 OR).

2. Verzug

Kommt der Darlehensgeber mit der Übertragung der Darlehenssumme in Verzug, so kann der Darlehensnehmer Verzugszinsen und gegebenenfalls weiteren Schadenersatz geltend machen. Mangels anderer Abrede sind Verzugszinsen in der Höhe von 5% geschuldet. Der Anspruch des Darlehensnehmers auf Aushändigung und der Anspruch des Darlehensgebers auf Annahme des Darlehens verjähren in 6 Monaten vom Eintritt des Verzuges an gerechnet. 

Kommt der Darlehensnehmer mit der Rückerstattung des Darlehens in Verzug, sind wiederum Verzugszinsen und gegebenenfalls Schadenersatz geschuldet (vgl. Punkt 6 des Musters). Damit der Verzug eintritt, ist in aller Regel eine Mahnung erforderlich (Art. 102 Abs. 1 OR). 

Keiner Mahnung bedarf es, wenn der Darlehensvertrag mit einer bestimmten Kündigungsfrist (sei dies vertraglich oder gemäss Art. 318 OR) auf einen Termin hin gekündigt wird bzw. wenn ein Verfalltag für die Rückzahlung verabredet ist. Der Schuldner kommt dabei schon mit Ablauf des Tages in Verzug, auf den hin gekündigt wurde bzw. an welchem er das Darlehen zurückzahlen sollte. 

Besteht keine Vereinbarung über die Höhe des Verzugszinses und wurden tiefere Darlehenszinsen als 5% vereinbart, sind trotzdem Verzugszinsen von 5% geschuldet (vgl. Art. 104 Abs. 1 OR). 

Es ist auch zulässig, dass die Parteien von vornherein höhere Verzugszinsen als 5% vereinbaren. Für die Berechnung von Verzugszinsen können Sie im Internet wieder dieselben Zinsrechner verwenden, wie für die Berechnung von ordentlichen Zinsen, aber unter Verwendung des Verzugszinssatzes.

Kommt der Darlehensnehmer mit der Zahlung der Zinsen oder Rückzahlungsraten in Verzug, ist ihm eine Nachfrist zur Zahlung anzusetzen. Nach unbenütztem Ablauf der Nachfrist kann der Darlehensgeber sein Wahlrecht geltend machen, das heisst entweder weiterhin auf der Erfüllung des Vertrages bestehen oder vom Vertrage zurücktreten. Bei beiden Varianten kann er zusätzlich den Ersatz des erlittenen Schadens fordern.

3. Rückzahlung

Das befristete Darlehen ist nach Ende der vertraglich vereinbarten Laufzeit zurückzubezahlen. Das Darlehen ist befristet, wenn die Dauer oder der Endzeitpunkt des Darlehens bestimmt oder bestimmbar ist. Das unbefristete Darlehen ist nach Kündigung und Ablauf der Kündigungsfrist zurückzubezahlen. Wurde das Darlehen auf unbestimmte Dauer geschlossen, ohne dass eine Vereinbarung über die Kündigungsfrist getroffen wurde, so ist es innerhalb von sechs Wochen von der ersten Aufforderung an zurückzubezahlen (Art. 318 OR). 

4. Kündigung

Ob eine ausserordentliche Kündigung aus wichtigen Gründen ohne ausdrückliche Vereinbarung und vor Ablauf der bestimmten Dauer oder ausserhalb der vereinbarten Kündigungstermine zulässig ist, ist umstritten. Gemäss Rechtsprechung wird ein wichtiger Grund bei ausserordentlicher Änderung der Umstände bejaht. Damit ein wichtiger Grund vorliegt, muss dieser die Fortsetzung des Darlehensvertrages nach Treu und Glauben für eine oder beide Parteien unzumutbar machen. Dies führt dazu, dass eine Auflösung eines Darlehensvertrages mittels ausserordentlicher Kündigung aus wichtigen Gründen von den Gerichten nur relativ selten, z. B. bei gravierender Änderung der wirtschaftlichen oder persönlichen Umstände als zulässig beurteilt wird. Der wichtige Grund muss innerhalb einer Frist von 30 Tagen angezeigt werden. Eine ausserordentliche Kündigung aus wichtigem Grund kann auch vertraglich vereinbart werden.

Gemäss Art. 24 Abs. 1 Ziff. 4 OR kann ein Darlehensvertrag zudem ausnahmsweise auch wegen Grundlagenirrtums sofort aufgelöst werden. Ein solcher Grund kann z. B. bei zweckwidriger Verwendung des Darlehens vorliegen, sofern ein Zweck vertraglich vereinbart wurde.

5. Verjährung

Der Anspruch auf Rückzahlung des Darlehens verjährt nach 10 Jahren und sechs Wochen nach Übergabe des Darlehensbetrages, sofern kein Rückzahlungstermin vereinbart wurde (Art. 127 OR). Es empfiehlt sich einen Rückzahlungstermin und/oder Zinsen zu vereinbaren, da die Zahlung von Zinsen jedes Mal eine Anerkennung der Rückzahlungspflicht durch den Darlehensnehmer bedeutet. Zum selben Zweck können auch Ratenrückzahlungen vereinbart werden. 

Durch diese Möglichkeiten wird die Verjährungsfrist jedes Mal unterbrochen (Art. 135 Ziff. 1 OR). Darlehen, die durch ein Grundpfand gesichert sind, verjähren nicht (Art. 807 ZGB). Für Faustpfänder gilt dies nicht, aber der Darlehensgeber kann noch nach Verjährung des Darlehensanspruchs sein Pfandrecht geltend machen (Art. 140 OR).

Vorgehen 
Ein Darlehensvertrag, der keinen Vertrag im Sinne des Konsumkreditgesetzes darstellt, kann grundsätzlich formlos abgeschlossen werden. Aus beweisrechtlichen Gründen empfiehlt es sich jedoch, einen schriftlichen Darlehensvertrag abzufassen. Zudem ist es von Vorteil, sich die Übergabe oder Auszahlung des Darlehensbetrages vom Darlehensnehmer quittieren zu lassen. Denn sollte es zur Einleitung eines Betreibungsverfahrens im Zusammenhang mit einer Rückzahlungsforderung kommen, gilt praxisgemäss nur ein schriftlicher Darlehensvertrag zusammen mit einem schriftlichen Empfangsvermerk oder einer separaten Quittung in einem Rechtsöffnungsverfahren als provisorischer Rechtsöffnungstitel. 

Darlehensvertrag

zwischen

Franz Mustermann, Mustermannstrasse 11, 6088 Musterstadt

- nachfolgend „Darlehensgeber“ genannt -

und

Ursula Musterfrau, Musterfraustrasse 22, 6088 Musterstadt

- nachfolgend „Darlehensnehmer“ genannt -

1. Präambel

Der Darlehensnehmer beabsichtigt ________ zu erwerben [Grund angeben, weswegen ein Darlehen benötigt wird Bsp. Haus]. Momentan stehen ihm die dafür notwendigen finanziellen Mittel nicht zur Verfügung, weswegen er sich vom Darlehensgeber ein Darlehen gewähren lässt.

Der Darlehensgeber ist bereit, dem Darlehensnehmer zu diesem Zweck eine Geldsumme als Darlehen zu gewähren.

2. Hauptpflichten, Bereitstellung

(1) Der Darlehensgeber stellt dem Darlehensnehmer ein Darlehen in Höhe von CHF ______ (in Worten: CHF _____________________________________) zur Verfügung. Das Darlehen wird erst nach Bestellung der unter Punkt 7. vereinbarten Sicherheit ausbezahlt.

(2) Der Darlehensnehmer verpflichtet sich, das Darlehen bis zum ______ vom Darlehensgeber anzunehmen und dem Darlehensgeber eine Quittung über den Erhalt des vereinbarten Darlehensbetrages auszustellen. 

(3) Der Darlehensnehmer verpflichtet sich, das Darlehen mit ______% jährlich zu verzinsen.

3. Zinsen, Laufzeit des Darlehens

(1) Das Darlehen hat eine Laufzeit von ______ Monaten/Jahren [nicht Zutreffendes bitte löschen] ab dem Auszahlungsdatum.

(2) Die Zahlung erfolgt nach Punkt 5 dieses Vertrages. Der Darlehensgeber berechnet die geschuldeten Zinsen auf der Grundlage eines Jahres von 360 Tagen mit 12 Monaten zu je 30 Tagen.

4. Rückzahlungspflichten

(1) Der Darlehensnehmer tilgt das Darlehen in ______ gleichen monatlichen/viertel-/halbjährlichen Raten von CHF _____, beginnend am ______. Die Tilgungsraten sind jeweils am Letzten eines jeden Monats/Viertel-/Halbjahrs fällig. Der vereinbarte Zins wird jährlich jeweils am 31. Dezember fällig.

(2) Befindet sich der Darlehensnehmer mit einer Zins- oder Tilgungsrate mehr als _______ [Anzahl Monate, Wochen oder Tage angeben] in Verzug, wird die gesamte Restschuld ohne weitere Mitteilung an den Darlehensnehmer zur Rückzahlung fällig.
5. Zahlungsweise

Der Darlehensnehmer leistet Zins- und Tilgungszahlungen bargeldlos durch Überweisung auf das folgende Konto des Darlehensgebers: 

Bank oder Post:
___________________

Kontonummer: 
___________________

IBAN-Nr.: 
___________________

6. Zahlungsverzug

Kommt der Darlehensnehmer mit geschuldeten Zahlungen aus diesem Vertrag in Verzug, so hat er dem Darlehensgeber den geschuldeten fälligen Betrag mit ______ % zu verzinsen. 

[Hinweis: Durch die folgende Vertragsklausel kann bei Bedarf eine Sicherheit vereinbart werden.] 

7. Sicherheiten

[Es gibt verschiedene Möglichkeiten, sich eine Darlehensforderung sichern zu lassen. Nachfolgend werden verschiedene Varianten aufgezeigt. Wählen Sie eine aus, falls Sie eine Sicherstellung verlangen möchten.]

Variante 1: einfache Bürgschaft

(1) Zur Sicherung aller Forderungen aus diesem Vertrag verpflichtet sich der Darlehensnehmer, einen Dritten, ________, [Name und Adresse des Bürgen angeben] als einfachen Bürgen gemäss Art. 492 ff. OR zu stellen. Dieser verbürgt sich für die Darlehensforderung des Darlehensgebers. Hierzu soll das als Beilage 2 beigefügte Formular verwendet werden. 

(2) Das Darlehen wird erst ausbezahlt, nachdem der separate Vertrag über die einfache Bürgschaft zwischen dem Darlehensgeber und dem einfachen Bürgen rechtsgültig zustande gekommen ist. Der Vertrag über die Bürgschaft wird dem vorliegenden Vertrag als Beilage 2 beigefügt.

[Der einfache Bürge kann u. a. erst dann zur Zahlung verpflichtet werden, nachdem der Hauptschuldner erfolglos dazu angehalten worden (in der Regel ist das Vorliegen eines definitiven Verlustscheins erforderlich) oder zahlungsunfähig ist und keine verwertbaren Pfänder jeder Art oder Forderungen vorhanden sind. Der Anspruch des Darlehensgebers gegen den Bürgen ist abhängig vom Bestehen des Darlehensanspruchs. Der Bürge hat dieselben Einreden gegenüber dem Darlehensgeber wie der Darlehensnehmer und muss diese in diesem Fall auch geltend machen. Tut er dies nicht, kann er seinen Rückgriff auf den Hauptschuldner verlieren (Art. 502 OR), ausser er hätte diese Einreden unverschuldet nicht gekannt. [Der Bürge hat den Haftungsbetrag eigenhändig einzutragen. Ist der Bürge eine verheiratete Person, die nicht durch richterliches Urteil in Trennung lebt, wird zusätzlich noch die Unterschrift des Ehepartners benötigt (Art. 494 OR). Wird für einen Betrag gebürgt, der CHF 2'000.- übersteigt, bedarf die Bürgschaftserklärung der öffentlichen Beurkundung nach den Vorschriften des jeweiligen Kantons.]]

Variante 2: Solidarbürgschaft

(1) Zur Sicherung aller Forderungen aus diesem Vertrag verpflichtet sich der Darlehensnehmer, einen Dritten, ________, [Name und Adresse des Bürgen angeben] als Bürgen gemäss Art. 496 OR zu stellen. Dieser verbürgt sich solidarisch für die Rückzahlung der Darlehensschuld und sämtlicher laufenden und verfallenen Zinsen.

(2) Das Darlehen wird erst ausbezahlt, nachdem der separate Vertrag über die Solidarbürgschaft zwischen dem Darlehensgeber und dem Solidarbürgen rechtsgültig zustande gekommen ist. Der Vertrag über die (Solidar-) Bürgschaft wird dem vorliegenden Vertrag als Beilage 2 beigefügt.

[Im Gegensatz zu Variante 1 kann der Bürge bei der Solidarbürgschaft schon vor dem Hauptschuldner belangt werden und kann in der Regel nur verlangen, dass vor seiner Inanspruchnahme bestehende Faust- und Forderungspfandrechte verwertet werden, sofern der Hauptschuldner mit seiner Leistung im Rückstand und erfolglos gemahnt worden oder seine Zahlungsunfähigkeit offenkundig ist (Art. 496 Abs. 1 OR). Die Solidarbürgschaft stellt in der Praxis die üblichere Form der Bürgschaft dar. Der Solidarbürge hat die Vereinbarung der solidarischen Bürgenhaftung handschriftlich zu schreiben. Wird die Erklärung bezüglich Solidarbürgschaft nicht handschriftlich abgegeben, kommen die Bestimmungen über die einfache Bürgschaft, Art. 492 ff. OR zur Anwendung. Ist der Bürge eine verheiratete Person, die nicht durch richterliches Urteil in Trennung lebt, wird zusätzlich noch die Unterschrift des Ehepartners benötigt (Art. 494 OR). Wird für einen Betrag gebürgt, der CHF 2'000.- übersteigt, bedarf die Bürgschaftserklärung der öffentlichen Beurkundung nach den Vorschriften des jeweiligen Kantons. Für eine genaue Unterscheidung von einfachem und Solidarbürgen konsultieren Sie bitte Art. 495 und 496 OR.]

Variante 3: Verpfändung

Der Darlehensnehmer kann dem Darlehensgeber für die Darlehensforderung samt laufender und verfallener Jahreszinsen ein Pfandrecht einräumen.

[Hinweis: da wir z. Z. keine solche Mustervorlage anbieten, sollten Sie für die Aufsetzung des Pfandvertrags einen qualifizierten Rechtsanwalt konsultieren.]

Variante 4: Sicherungszession

Als Sicherheit kann der Darlehensnehmer dem Darlehensgeber fiduziarisch eine ihm gegenüber einem Dritten zustehende Forderung abtreten.

[Dazu ist eine zusätzliche Zessionserklärung des Darlehensnehmers nötig. Für weitere diesbezügliche Fragen empfehlen wir Ihnen den Beizug eines qualifizierten Rechtsanwalts].

8. Inkrafttreten des Vertrages, Kündigung

(1) Vorliegender Darlehensvertrag tritt mit dessen Unterzeichnung durch die Vertragsparteien in Kraft.

(2) Vorliegender Darlehensvertrag ist (nach _____ Monaten/Jahren) gegenseitig jederzeit unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von ______ [Monaten, Wochen oder Tage angeben] kündbar.

[Hinweis: Mit der Festlegung der Laufzeit (s. Ziff. 3) ist das Darlehen befristet worden. Soll dieses befristete Darlehen – unter dem Vorbehalt wichtiger Gründe - nicht kündbar sein, ist der 2. Absatz der Ziff. 8 dieser Vorlage zu löschen. Wenn Sie sich für ein unbefristetes Darlehen entscheiden, sind die Angaben zur Laufzeit des Darlehens unter Ziff. 3 dieser Vorlage zu löschen.]

9. Verschiedenes

(1) Vorliegender Vertrag untersteht schweizerischem Recht. Als Gerichtsstand vereinbaren die Parteien den Wohnsitz des _____________ (Darlehensnehmers/Darlehensgebers).

(2) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags unwirksam sein, so werden davon die übrigen Regelungen nicht berührt. Die Parteien sind verpflichtet, sich auf eine Regelung zu einigen, die rechtlich zulässig ist und dem Gewollten wirtschaftlich am nächsten kommt.

(3) Änderungen oder Ergänzungen zum vorliegenden Vertrag bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform.

(4) Die unter Punkt 7 genannten Beilagen sind integrierender Bestandteil des vorliegenden Vertrages.

Musterstadt, ____________
Musterstadt, ____________
______________________
_______________________
Franz Mustermann
Ursula Musterfrau 
Beilage 1

Quittung für den Empfang des Darlehens

Hiermit bestätige ich, 

Ursula Musterfrau, ______ [Hinweis: Hier bitte den Namen des Darlehensnehmers eintragen], wohnhaft ______ [Hinweis: Hier die Adresse des Darlehensnehmers eintragen], Musterfraustrasse 22, 6088 Musterstadt 

von

Franz Mustermann, ______________________ [Hinweis: Hier bitte den Namen des Darlehensgebers eintragen], wohnhaft ______ [Hinweis: Hier die Adresse des Darlehensgebers eintragen], Mustermannstrasse 11, 6088 Musterstadt
CHF __________________ [Hinweis: Hier bitte den Darlehensbetrag eintragen] als Darlehen gemäss unserem Darlehensvertrag vom ___________________ [Hinweis: Hier bitte das Datum der Unterzeichnung des Darlehensvertrags eintragen] erhalten zu haben.

Weiter bestätige ich, dass ich den Darlehensbetrag gemäss der Vereinbarung im obgenannten Darlehensvertrag zurückerstatten werde.

Musterstadt, Datum

_______________________
Ursula Musterfrau

[Hinweis: Nur auszufüllen, wenn Punkt 7 - Sicherheit durch Bürgschaft - Vertragsbestandteil wurde.]

Beilage 2

Bürgschaft

Ich, ______ [Hinweis: Hier bitte den Namen des Bürgen eintragen], wohnhaft ______ [Hinweis: Hier die Adresse des Bürgen eintragen], übernehme _____________ [Hinweis: Hier bitte das Wort „solidarisch“ handschriftlich eintragen, sofern eine Solidarbürgschaft errichtet werden soll] eine Bürgschaft in der Höhe von ______ CHF [Hinweis: Bei einer Bürgschaft ist die Höhe des Betrages handschriftlich einzutragen] für die Rückzahlungs- und Zinsforderungen von _____________ [Hinweis: Hier den Namen des Schuldners eintragen] gegenüber von ______________ [Hinweis: Hier den Namen des Gläubigers eintragen] aus dem Darlehensvertrag vom _______________. 

Musterstadt, _____________

________________________
Hans / Paula Muster

Hiermit erteile ich meine Zustimmung zur Bürgschaftserklärung meines Ehegatten / meiner Ehegattin Hans/Paula Muster. [Bei verheirateten Bürgen ist zusätzlich die Unterschrift des Ehepartners erforderlich.] 

_________________________
Paula / Hans Muster

[Hinweis: Übersteigt die Bürgschaft den Betrag von CHF 2'000.- bedarf die Bürgschaftserklärung der öffentlichen Beurkundung.]
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